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Lausitzer Seenlandschaft? 

Wassermanagement im 
Zeichen des Klimawandels
Die anhaltende Dürre seit 2018 zeigt: Die Ressource Wasser steht nicht 
unbegrenzt zur Verfügung. Ausbleibende Niederschläge und steigende 
Temperaturen sorgen dafür, dass Süßwasser auch hierzulande knapp wird. 
Was bedeutet das für die Nachnutzung des Kohlereviers in der Lausitz?

Noch, so betont die Bundes­
regierung, sei die Versorgung 
mit Trinkwasser in Deutsch­
land gesichert. Wie schnell 
sich das ändern kann, haben 
jedoch die vergangenen Jahre 
gezeigt: Dürrestress für Land­
wirtschaft und Wälder, tro­
ckenfallende Flüsse und Seen 
mit gravierenden Folgen für 
Binnenschifffahrt, Industrie 
und Biodiversität, sinkende 
Grundwasserspiegel. Auch in 
wasserreichen Gefilden wie 
den unsrigen kommt der 
Klimawandel an. Mitunter 
schneller, als viele von uns  
sich das vorstellen konnten.

	< Wasser: eine umkämpfte 
Ressource

Und wir haben noch Glück. 
Zwei Milliarden Menschen 
weltweit haben keinen ausrei­
chenden Zugang zu sauberem 
Wasser – jede und jeder Vierte. 

Grund genug für die Vereinten 
Nationen, eine Weltwasser­
konferenz zu veranstalten, die 
am 24. März mit einer Aktions­
agenda zu Ende ging. Die mehr 
als 6 000 Teilnehmenden aus 
mehr als 150 Mitgliedstaaten 
einigten sich auf über 700 
Selbstverpflichtungen zum 
Schutz der globalen Wasser­
vorräte. Weitere sollen hinzu­
kommen. Wie weit die Freiwil­
ligkeit bei der Umsetzung der 
Maßnahmen trägt, wird sich 
zeigen müssen.

Auch die Bundesregierung 
wurde aktiv: Im März be­
schloss sie eine nationale 
Wasserstrategie, um die Ver­
fügbarkeit und Bezahlbarkeit 
hochwertigen Trinkwassers  
bis 2050 sicherzustellen. Rund 
80 Maßnahmen sind darin ver­
sammelt, die Erstellung einer 
Krisenleitlinie für den Fall regi­
onaler Wasserknappheit und 

Pläne für die Umverteilung von 
Wasser aus nassen Regionen in 
trockene zählen ebenso dazu 
wie die gesetzliche Verpflich­
tung der Länder und Kommu­
nen, Gefahren und Risikokar­
ten für Starkregen zu erstellen 
und diese bei der Bebauungs­
planung zu berücksichtigen. 
Denn auch das gehört neben 
Dürre- und Hitzeperioden zum 
Klimawandel: Extremwetter­
ereignisse wie die Flutkatastro­
phe, die im Sommer 2021 das 
Ahrtal und Teile Nordrhein-
Westfalens traf.

	< Die Region zählt

Die Länder und Kommunen  
in die Pflicht zu nehmen, ist  
nur konsequent: Denn der Ver­
brauch und die Verteilung von 
Wasser müssen immer regio­
nal betrachtet werden. Die 
Wahrscheinlichkeit für Flutka­
tastrophen und Überschwem­

mungen ist beispielsweise in 
Brandenburg minimal, die für 
weitere Dürre- und Hitzeschä­
den dagegen in allen ostdeut­
schen Bundesländern hoch. 
Hier hat die Dürreperiode seit 
2018 zudem in einer Bodentie­
fe von 1,80 Meter so durchgän­
gig wie nirgendwo sonst in 
Deutschland zu einer außerge­
wöhnlichen Dürre geführt, die 
nach wie vor anhält. Diese Bo­
dentiefe ist für Bäume, deren 
Wurzeln sich hier mit Wasser 
versorgen, ebenso relevant wie 
für die Grundwasserreservoirs.

Was heißt das für die Lausitz? 
Leider nichts Gutes. Fremden­
verkehr statt Kohle, das war 
der Plan. Eine touristisch bis­
lang wenig attraktive Region 
sollte durch die Anlage von 25 
Seen mit einer Gesamtwasser­
fläche von 15 000 Hektar in ein 
Bade- und Ferienparadies ver­
wandelt werden. Seit den 

2

> dbb regional magazin  |  April 2023

> dbb regional

db
b



dbb regional magazin
Beilage zum „dbb magazin“
Herausgeber: Bundesleitung des dbb be­
amtenbund und tarifunion; Vorsitzende 
des dbb landesbundes mecklenburg-vor­
pommern, des SBB Beamtenbund und 
Tarifunion Sachsen, des dbb landesbun­
des sachsen-anhalt und des tbb beamten­
bund und tarifunion thüringen, Friedrich­
straße 169, 10117 Berlin. Telefon: 030. 
4081-40. Telefax: 030.4081-5599. Internet:  
www.dbb.de. E-Mail: magazin@dbb.de
Redaktion: �Michael Eufinger 

(leitender Redakteur)
Verantwortliche Redakteure für:
Mecklenburg-Vorpommern: Anka Schmidt
Sachsen: Michael Jung
Sachsen-Anhalt: Silke Grothe
Thüringen: Uwe Sommermann
Artikel, die mit vollem Namen gekennzeichnet 
sind, stellen nicht in jedem Fall die Meinung der 
Herausgeber, des Verlages oder der Redaktion dar. 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird der 
Einfachheit halber nur die männliche Form ver­
wendet. Sämtliche Personen- und Berufsbe­
zeichnungen gelten jedoch gleichermaßen für 
alle Geschlechter.

Layout: FDS, Geldern
Titel: Colourbox.de
Verlag: DBB Verlag GmbH,  
Friedrichstraße 165, 10117 Berlin 
Telefon: 030.7261917-0 
Telefax: 030.7261917-40 
Internet: www.dbbverlag.de 
E-Mail: kontakt@dbbverlag.de
Anzeigen: DBB Verlag GmbH,  
Mediacenter, Dechenstraße 15 a,  
40878 Ratingen  
Telefon: 02102.74023-0  
Telefax: 02102.74023-99  
E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de
Anzeigenleitung:  
Petra Opitz-Hannen,  
Telefon: 02102.74023-715 
Anzeigenverkauf:  
Andrea Franzen,  
Telefon: 02102.74023-714  
Anzeigendisposition:  
Britta Urbanski,  
Telefon: 02102.74023-712,  
Preisliste 26, gültig ab 1.1.2023
Herstellung:  
L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG  
DruckMedien,  
Marktweg 42–50, 47608 Geldern

Neunzigerjahren läuft dieser 
Umbau, doch mittlerweile wird 
deutlich, dass die Realisierung 
an der Grundvoraussetzung 
scheitert: einer kontinuierlich 
ausreichenden Wassermenge. 
Mehr noch: an Wasser, in das 
man auch unbedenklich seine 
Füße stecken kann.

	< Vernetzte 
Ewigkeitsfolgen

Die Seen entstehen durch Flu­
tung der stillgelegten Tage­
baue. Doch was einfach klingt, 
hat viele Tücken. Im Unter­
schied zu anderen Bergbau­
revieren enthält der Boden  
in der Lausitz viel Pyrit, auch 
Schwefelkies genannt. Das ist 
so lange kein Problem, solange 
dieser Schwefelkies nicht mit 
Sauerstoff in Kontakt kommt. 
Durch die zum Betrieb der Ta­
gebaue notwendige Grund­
wasserabsenkung in den Koh­

legruben und ihrem Umfeld ist 
aber genau das passiert. 

Die Folge: Pyrit löst sich zu Ei­
sen und Sulfat auf. Werden die 
Tagebaue nach der Stilllegung 
geflutet, steigt das Grundwas­
ser wieder an und spült Eisen 
und Sulfat in Seen und Flüsse. 
Dort oxidiert Eisen zu Eisen­
hydroxid, das sich im Weiteren 
als Eisenhydroxidschlamm am 
Boden absetzt. Nicht nur ist 
das Wasser braun – durch das 
Absterben von Wasserpflanzen 
und Fischen ist das Gewässer 
schließlich ökologisch tot. Über 
Fließgewässer verteilt sich die 
gefährliche Brühe weiter. Das 
kann dann auch Schutzgebiete 
wie das Biosphärenreservat 
Spreewald betreffen. 

Das bislang für den Betrieb der 
Tagebaue abgepumpte Grund­
wasser wurde und wird nach 
einer Reinigung überdies abge­
leitet. Im Falle der Lausitz heißt 
das: in die Schwarze Elster, die 
Lausitzer Neiße und über ihre 
verschiedenen Zuflüsse vor al­
lem in die Spree. Wird dieses 
Grundwasser stattdessen für 
die großflächige Flutung der 
Gruben genutzt, entfallen die­
se Wassermengen für die Flüs­
se. Für die Spree kann das in 
einigen Jahren ein Minus von 
50 Prozent bedeuten, wie Man­
fred Heine, der Bürgermeister 
der Gemeinde Spreetal, dem 
mdr vorrechnet. „Dann haben 
wir ein gigantisches Wasserde­
fizit hier bei uns.“ Berlin werde 
dann „durch die Spree laufen 
können“.

Doch Wasserdefizite in der 
Lausitz gibt es schon jetzt, 
und der Ausbau der Seen­
landschaft verschärft sie.  
Die durch die Flutung ent­
stehenden Seen sind größten­
teils flach – mit einer Tiefe 
von zwei bis drei Metern – 
und weiträumig. In heißen 
Sommermonaten heizen sie 
sich schnell auf. Die Verduns­
tungsverluste sind enorm. 
Und das in einer Region, die 
ohnehin schon überdurch­
schnittlich stark von Dürre­
perioden betroffen ist.

	< Vernetztes 
Wassermanagement

Nach Badeparadies klingt das 
nicht. Auch nicht nach einer 
Gefahrenlage, die allein auf die 
Lausitz beschränkt wäre. Die 
Landesregierungen in Sachsen, 
Brandenburg und Berlin haben 
reagiert. Mitte September 
2022 beschlossen sie eine ge­
meinsame Strategie gegen den 
Wassermangel in der Lausitz. 
Die starke Trockenheit wäh­
rend der Sommermonate in 
den zurückliegenden Jahren 
gab dafür den Ausschlag, der 
eigentliche Grund aber liegt in 
den offenkundigen sogenann­
ten Ewigkeitsfolgen des Kohle­
bergbaus, die nun den Wasser­
haushalt aller drei Länder 
treffen. 

Als erste Schritte sollen was­
serwirtschaftliche Studien  
in Auftrag gegeben und eine 
länderübergreifende Wasser­
bewirtschaftungszentrale ge­
schaffen werden. Zuvor war 
bereits die seit 1999 bestehen­
de Arbeitsgemeinschaft Fluss­
gebietsbewirtschaftung neu 
ausgerichtet worden. Den Vor­
sitz übernehmen jetzt die Was­
serbehörden der drei Länder im 
Wechsel, die obersten Wasser­
behörden können nun länder­
übergreifend Daten zu natür­
lichen Wasservorkommen 
erheben und Machbarkeitsstu­
dien zu potenziellen Wasser­
überleitungen erstellen lassen.

	< Standortfaktor Wasser

Die Lausitzer Seenlandschaft 
wird das nicht retten. Das Kon­
zept, so zeigt sich, wird nicht 
aufgehen. Einem drohenden 
dauerhaften Wassermangel in 
Zeiten des Klimawandels aber 
lässt sich in der Lausitz wo­
möglich noch begegnen. Auf 
die Verbesserung von Daten­
flüssen, die Optimierung von 
Ordnungsrahmen, die Stärkung 
leistungsfähiger Verwaltungen 
und weitere Vernetzung des 
Wassermanagements setzt 
auch das Bundesumweltminis­
terium mit seiner nationalen 
Wasserstrategie. 

Die zielt außerdem darauf, 
jene, die Schadstoffe in Ge­
wässer eintragen, finanziell  
zu deren Reinigung heranzu­
ziehen. Damit zum Beispiel  
die Lausitz nicht allein auf den 
Ewigkeitsfolgen der Kohleför­
derung sitzenbleibt – und ihr 
genügend sauberes Wasser 
bleibt, um die Grundversor­
gung mit Trinkwasser sicher­
zustellen und dafür zu sorgen, 
dass der erforderliche Struk­
turwandel in der Kohleregion 
gelingen kann. Denn auch 
jede wirtschaftliche Neu­
ansiedlung jenseits von Berg­
bau und Wassertourismus 
braucht: Wasser. 

� Andrea Böltken
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Attraktivität des öffentlichen Dienstes steigern

Arbeitsgespräch mit dem Finanzminister
Am 15. März 2023 berieten sich in der Landesgeschäftsstelle des dbb in Schwerin Finanzminister Dr. 
Heiko Geue sowie Antje Wedepohl (Tarif), Michael Lucht (Besoldung) und Katrin Buskase (Personalein­
satzmanagement) aus dem Finanzministerium mit dbb Landeschef Dietmar Knecht und Vertretern des 
BTB M-V – Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaft – über den sich aktuell verschärfenden Fach­
kräftemangel beim technischen und naturwissenschaftlichen Personal in der Landesverwaltung.

Beide Seiten verständigten 
sich über kurz- und mittel­
fristige Maßnahmen, um hier 
entgegenzuwirken. „Uns ist  
besonders wichtig, dass neben 
der Fachkräftegewinnung das 
Bestandspersonal in Bezug auf 
Wertschätzung und Attraktivi­
tät nicht unter die Räder kom­
men darf“, betonte Knecht. 

Ausgangspunkt des Gesprä­
ches war die Würzburger 
Resolution des BTB-Bundes­
vorstandes vom 24. Juni 2022 
zur Attraktivitätssteigerung 
des öffentlichen technischen 
und naturwissenschaftlichen 
Dienstes in Deutschland. Eben­
falls angesprochen wurden die 
notwendige Neuausrichtung 
der amtsangemessenen Ali­

mentation mit Einführung des 
Bürgergeldes ab dem 1. Januar 
2023 sowie die Einkommens­
runde mit den Ländern im 
kommenden Herbst. „Zur Ver­
besserung der Bewerbersitua­
tion in den technischen und 
naturwissenschaftlichen Berei­
chen fordern wir, das Höchst­
alter für die Verbeamtung von 
bisher 35 Jahren auf 40 Jahre  
anzuheben. Darüber hinaus 
sollten die Einstiegs- und Spit­
zenämter angehoben und ver­
lässliche Aufstiegsmöglichkei­
ten geschaffen werden“, so der 
BTB-Landesvorsitzende Udo 
Dannhauer. 

Thematisiert wurden auch die 
Personalbedarfe in der Arbeits­
schutzverwaltung. Die Vertre­

ter des BTB M-V wiesen darauf 
hin, dass dieses Thema im ak­
tuellen Koalitionsvertrag ver­
ankert sei, in dem es heißt: 
„Deshalb sind den Koalitions­
partnern die Durchsetzung und 
auch Kontrolle der Umsetzung 
des geltenden Arbeitsschutz­
rechts wichtig. Auch die Lan­
desbehörden, die den Arbeits­
schutz sicherstellen, werden in 
der Durchführung dieser Auf­
gaben weiter unterstützt.“

„Der BTB M-V fordert von  
den Koalitionspartnern, diese 
Zusage zeitnah umzusetzen, 
indem der Arbeitsschutzver­
waltung zusätzliche Haus­
haltsstellen zugeführt werden, 
damit diese ihre gesetzlich vor­
geschriebenen Aufgaben auch 

wahrnehmen kann“, unter­
strich Dannhauer. Er sprach 
von Personalbedarfen in einer 
Größenordnung von circa 30 
Haushaltsstellen.

Der Finanzminister nahm die 
Ausführungen der Gewerk­
schaftsvertreter sehr interes­
siert zur Kenntnis und dankte 
für den guten, konstruktiven 
Austausch. „Wir sind uns ei­
nig, dass der Fachkräfteman­
gel zu den größten aktuellen 
Herausforderungen im öffent­
lichen Sektor zählt. Es gilt, 
wirkungsvolle Lösungen zu 
entwickeln, um die Hand­
lungsfähigkeit der Landes­
verwaltung in diesem Jahr­
zehnt zu erhalten“, machte 
Geue abschließend deutlich.�

	< Antje Wedepohl, Dr. Heiko Geue, Katrin Buskase und Michael Lucht aus dem Finanzministerium sowie die Gewerkschaftsvertreter Udo Dannhauer und 
Andreas Frost vom BTB M-V mit Dietmar Knecht (von links)
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8. März erstmals Feiertag in M-V

Empfang der 
Ministerpräsidentin  
zum 8. März
„Seit mehr als 100 Jahren kämpfen die Frauen  
auf der Welt um die Gleichberechtigung und 
gegen die Diskriminierung von Frauen.“

Mit diesen Worten begrüßte 
die Ministerpräsidentin des 
Landes Mecklenburg-Vorpom­
mern, Manuela Schwesig, die 
circa 300 Gäste, die ihrer Einla­
dung am 7. März 2023 aus An­
lass des Internationalen Frau­
entages zu einem festlichen 
Empfang in das Mecklenburgi­
sche Staatstheater gefolgt wa­
ren. Auch der Landesvorsitzen­
de des dbb m-v, Dietmar 
Knecht, und die Vorsitzende 
der Landesfrauenvertretung 
des dbb m-v, Brigitte Schroe­
der, waren eingeladen.

In dieser zur Tradition gewor­
denen Festveranstaltung der 
Landesregierung, in diesem 
Jahr moderiert von Birgit Keller 
vom NDR Nordmagazin, be­
dankte sich die Ministerpräsi­
dentin bei den vielen aktiven 
Frauen aus Vereinen, Verbän­
den, Gewerkschaften und wei­
teren Institutionen des Landes 
für den unermüdlichen Kampf 
um Geschlechtergerechtigkeit.

Aber auch den anwesenden 
Männern, die in ihren Verant­
wortungsbereichen im Land 
die ehrenamtliche Tätigkeit der 
vielen Frauen auf dem Gebiet 
der Gleichstellung unterstüt­
zen, sprach sie ihren Dank aus.

In ihrer Festrede widmete sich 
die Ministerpräsidentin weiter 
der Geschichte des Frauenta­
ges, der erst 1975 von den Ver­
einten Nationen zum Tag für 
die Rechte der Frau und den 
Weltfrieden erklärt wurde. Er 
ist ein Gedenktag für das von 

Frauen und Männern Erreichte 
sowie Kampf- und Aktionstag 
für mehr tatsächliche Gleich­
stellung.

Aus diesem Grund hat die  
Landesregierung im Juni 2022 
eine Änderung des Feiertags- 
gesetzes beschlossen und den  
8. März ab 2023 zum Feiertag 
erklärt. Die Landesfrauenver­
tretung dbb m-v begrüßte  
diesen Beschluss. 

Mit großem Engagement ha­
ben die Frauen in den vergan­
genen Jahren viel erreicht und 
doch ist die Gleichberechtigung 
immer noch nicht umgesetzt.

So klingen die Ziele des Frauen­
tages heute nicht anders als 
vor einem Jahrhundert und 
sind wichtiger denn je, wie 
zum Beipiel gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit, bessere Auf­
stiegschancen und Arbeitsbe­
dingungen für Frauen sowie 
mehr Rechte gegen Gewalt 
und Sexismus.

In diesem Zusammenhang hat 
die Ministerpräsidentin positiv 
berichtet, dass die Ministerien 
der Landesregierung paritä­
tisch besetzt sind mit einem  
Frauenanteil von über 50 Pro­
zent. 

Auch arbeitet die Landesregie­
rung gemäß Auftrag der Koali­
tionspartner an einem gleich­
stellungspolitischen Rahmen- 
programm, das stärker als bisher 
die Gleichstellung zur Quer­
schnittsaufgabe erklärt hat.

In ihrer 
Festrede ließ 
Schwesig die große 
Bedeutung des international 
begangenen Equal Pay Day 
nicht unerwähnt, der in die­
sem Jahr fast zeitgleich mit 
dem Frauentag begangen wur­
de. Er stellt die Geschlechter­
lohnlücke zwischen Mann und 
Frau dar und zeigt den prozen­
tualen Unterschied zwischen 
den durchschnittlichen Brutto­
verdiensten. Dieser beträgt 
zurzeit 18 Prozent und bedeu­
tet in Tage umgerechnet, dass 
Frauen 66 Tage länger arbeiten 
müssen, um den Lohn der 
Männer zu erreichen. Ursachen 
sind unter anderem die 
schlechtere Bezahlung von 
frauentypischen Berufen, aber 
auch Teilzeitarbeit durch Kin­
dererziehung und Pflegearbeit.

Neben vielen kulturellen High­
lights zur Umrahmung der 
Veranstaltung, unter anderem 
durch das Frauenorchester der 
Staatskapelle, Schauspieler 
des Staatstheaters Schwerin 
sowie Videobotschaften von 
Frauen aus der Bundespolitik, 
der Wirtschaft und von Frau­
en aus dem Land, wurde zum 
Abschluss traditionell auch 
wieder die Frau des Jahres aus 
Mecklenburg-Vorpommern 
gekürt.

Die Auszeichnung nahm die 
Ministerin für Justiz, Gleich­
stellung und Verbraucher­
schutz, Jacqueline Bernhardt, 
gemeinsam mit der Minister­
präsidentin vor. 

Von 23 Vor­
schlägen aus allen 

Regionen des Landes, bei 
denen sich Jaqueline Bern­
hardt bedankte, fiel die Wahl 
der Jury auf Hanka Gatter aus 
Parchim. Sie zeichnet sich ins­
besondere durch ihr vielseiti­
ges Engagement im Bereich 
der Flüchtlingshilfe aus, war 
Mitbegründerin des Netzwerks 
für Flüchtlinge, Demokratie 
und Toleranz Parchim und ist 
gesamtgesellschaftlich mit vie­
len Hilfs- und Demokratieorga­
nisationen vernetzt. Auch im 
Hauptberuf als Lehrerin an ei­
ner freien Schule in Güstrow 
engagiert sie sich und leitet 
einen Projektkurs „Fairtrade­
school“ und „Schule ohne Ras­
sismus – Schule mit Courage“.

Nach Beendigung des Festaktes 
hatten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer Gelegenheit, 
sich in lockerer Atmosphäre bei 
einem Festimbiss in Gesprä­
chen untereinander, aber auch 
mit der Ministerpräsidentin 
auszutauschen.

Alle waren sich darüber einig, 
dass diese Veranstaltung ein 
schöner Höhepunkt und Wür­
digung der Leistungen der Frau­
en im Land mit einem großen 
Frauennetzwerk ist und ihnen 
Mut macht, sich weiter gemein­
sam mit den Politikerinnen und 
Politikern des Landesregierung 
und allen gesellschaftlichen 
Kräften für Gleichstellungs­
politik und den Kampf um 
Geschlechtergerechtigkeit 
einzusetzen.�

	< Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig (rechts) 
mit der Vorsitzenden der 
dbb Landesfrauenvertre­
tung Brigitte Schroeder.

© Staatskanzlei M-V
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Gespräch mit der FDP-Landtagsfraktion

Übereinstimmende Grundforderungen
Am 16. März 2023 traf der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht den 
Vorsitzenden der Fraktion der FDP im Landtag, René Domke, in der 
Geschäftsstelle der Landtagsfraktion.

Im Mittelpunkt des Gesprächs 
standen die personelle Situati­
on in der Landesverwaltung, 
aktuelle Probleme der Bildungs­
politik, aber auch die Moderni­
sierung, Nachwuchsgewinnung 
und die laufenden sowie anste­
henden Tarifverhandlungen des 
öffentlichen Dienstes. Gegen­
stand des Dialogs war ebenso 
die amtsangemessene Alimen­
tation der Landesbeamten und 
wie die anderen Bundesländer 
damit umgehen. dbb Landes­
vorsitzender Dietmar Knecht 
erklärte in diesem Zusammen­
hang, dass es „nicht angehen 
kann, dass eine amtsangemes­
sene Besoldung nur auf eine 
individuelle Antragsstellung hin 
erfolgt. Das hat mit Fürsorge 
nichts mehr zu tun“.

Beide Seiten betonten die 
Gemeinsamkeiten bei vielen 
wichtigen Themen, sei es bei 
der Modernisierung der Ver­
waltung, der Bekämpfung des 
Fachkräftemangels und erst 

recht bei dem Punkt, dass wir 
eine funktionierende Landes­
verwaltung brauchen.

Die FDP werde sich aktiv dafür 
einsetzen, dass die Landes­
verwaltung attraktiv bleibt,  
attraktiver wird, ausreichend 

Nachwuchs vorhanden ist, die 
Leute kommen und bleiben so­
wie einen modernen Arbeits­
platz vorfinden, so der FDP-
Fraktionsvorsitzende.

Bezogen auf die aktuellen 
Debatten zur Bildungspolitik 

sagte Domke: „Es ist auch drin­
gend an der Zeit, Konzepte zu 
suchen, um den Lehrerberuf 
attraktiver zu gestalten. Lehrer, 
die wir ausbilden, müssen wir 
im Land halten. Und wir müs­
sen weitere Kräfte für unseren 
Bildungssektor gewinnen. Des­
halb ist es geboten, über eine 
Reduzierung der Pflichtstun­
denzahlen zu reden.“

Umso unverständlicher war  
für Knecht die Tatsache, dass 
dieses wichtige Thema zur 
Motivation der Lehrkräfte laut 
Koalitionsvertrag erst am Ende 
der Legislaturperiode 2026 
evaluiert werden soll: „Wir 
brauchen jetzt sofort Lösun­
gen, wie sie beispielsweise der 
Verband Bildung und Erzie­
hung vorgeschlagen hat, um 
Lehrerrinnen und Lehrer bei 
Laune und damit im System  
zu behalten.“

„Auf eine weitere gute, sach­
liche und konstruktive Zusam­
menarbeit mit dem dbb“, so 
fasste der FDP-Fraktionsvorsit­
zende René Domke das Treffen 
mit dem dbb Landesvorsitzen­
den Dietmar Knecht in Schwe­
rin zusammen.�

Einkommensrunde bei Bund und Kommunen

Der Norden steht zusammen
Um den Druck auf die Arbeitgeberseite aufrechtzu­
erhalten, haben Beschäftigte im Vorfeld der dritten 
Verhandlungsrunde deutschlandweit mit zahl­
reichen Aktionen ihren Ärger über die Blockade­
haltung der Arbeitgeber zum Ausdruck gebracht.

Am 20. März 2023 waren dbb 
Mitglieder aus Mecklenburg-
Vorpommern unter anderem 
aus den Hansestädten Rostock 
und Stralsund nach Hamburg 

gereist, um die Demonstrie­
renden dort zu unterstützen. 
„Wir sind nach Hamburg ge­
kommen, um zu zeigen, dass 
der Norden zusammensteht, 

	< Philipp Zischke (Fachreferent der FDP-Landtagsfraktion), Dietmar Knecht 
(dbb Landesvorsitzender) und René Domke (Landesvorsitzender der FDP 
und der Landtagsfraktion) (von links)

	< An der Spitze des Demonstrationszuges in Hamburg: dbb Fachvorstand 
Tarif Volker Geyer (Mitte), links daneben der dbb Landesvorsitzende  
Dietmar Knecht und sein Stellvertreter, der komba Landesvorsitzende 
Thomas Krupp
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denn die Arbeitgeber scheinen 
offenbar nur die Sprache der 
Straße zu verstehen“, so der 
Landesvorsitzende des dbb 
mecklenburg-vorpommern, 
der zusammen mit Kollegin­
nen und Kollegen der komba 
und des BDZ nach Hamburg 
gekommen war.

Am selben Tag führte die dbb 
jugend m-v vor dem Sitz des 
Kommunalen Arbeitgeberver­
bandes (KAV) in Schwerin eine 
Mahnwache durch. „Unser 
Ziel bleibt insbesondere die 
Erhöhung der Entgelte der 

Auszubildenden, Studieren­
den, Praktikantinnen und 
Praktikanten um 200 Euro so­
wie eine verbindliche Zusage 
zur unbefristeten Übernahme 
der Azubis. Damit die Zukunft 
nicht weiter totgespart wird!“, 
so der Vorsitzende der dbbj 
m-v, Timon Matzick.�

Aus den Mitgliedsgewerkschaften

DSTG-Landesvorstand zu Besuch  
bei der CDU-Fraktion
Am 7. März 2023 waren Vertreter der Deutschen Steuer-Gewerkschaft Mecklenburg-Vorpommern 
(DSTG M-V) zu einem Arbeitsbesuch zu Gast bei der CDU-Landtagsfraktion.

Es war das erste solche Ge­
spräch seit fünf Jahren, wobei 
zwischen den davorliegenden 
Gesprächen ganze zehn Jahre 
vergangen waren. 

Seitens der CDU nahmen ihr 
finanzpolitischer Sprecher 
Marc Reinhard, das Mitglied 
des Finanzausschusses, Chris­
tiane Berg sowie der Referent 
für Finanzen und strategische 
Planung der CDU-Landtags­
fraktion, Hendrik Ahrens, teil.

Den DSTG-Landesvorstand ver­
traten bei diesem Gespräch der 
Landesvorsitzende Frank Höh­
ne, der stellvertretende Lan­
desvorsitzende Burkhard Köh­
ler, der Landesjugendleiter Ron 
Geist sowie der Beisitzer Frank 
Bachmann, der die Rechte der 
Menschen mit Behinderung 
vertritt.

Inhaltlich wurde insbesondere 
die aktuelle Situation der Steu­
erverwaltung in unserem Land 
erörtert. Es brauchte, auch 

wenn Schwerpunktthemen zu­
vor benannt worden waren, 
keinen Fahrplan für das Ge­
spräch. Beim Reden über die 
aktuelle Situation unserer Ver­
waltung sprudelte es nur so 
aus den DSTG-Vertretern her­
aus. „Gerade die Personalnot, 
der hohe Arbeitsanfall, die ge­
ringe Wertschätzung und vie­
les andere mehr sind signifi­
kant für die aktuelle Situation 
verantwortlich. Dass sich die 
Kolleginnen und Kollegen in 

den Finanzämtern vom Finanz­
ministerium und seinem Chef 
im Stich gelassen fühlen, ist 
dabei nur ein weiteres Puzzle­
teilchen“, so der DSTG-Landes­
vorsitzende Frank Höhne. 

Die CDU-Landtagsabgeordne­
ten hörten sehr interessiert 
zu. Man versprach, ein nächs­
tes Gespräch soll nicht erst in 
Jahren, sondern bereits in die­
sem Jahr stattfinden. Dabei 
sind die im Herbst dieses Jah­

res beginnenden Haushalts­
verhandlungen ein guter Zeit­
punkt, aktuelle Probleme, 
aber auch die Modernisierung, 
Nachwuchsgewinnung und 
die laufenden sowie anste­
henden Tarifverhandlungen 
nochmals ausführlich zu the­
matisieren. Gegenstand des 
Dialogs war darüber hinaus 
die amtsangemessene Ali­
mentation der Landesbeam­
ten und wie die anderen Bun­
desländer damit umgehen.�

	< Im Vordergrund die Vorsitzende 
der komba jugend m-v, Lisa Brade, 
hinten der Vorsitzende der dbbj 
m-v, Timon Matzick, und seine 
Stellvertreterin Lena Stübke 
(JUNGE POLIZEI)

	< Marc Reinhardt, Ron Geist, Frank Bachmann, Burkhard Köhler, 
Christiane Berg und Frank Höhne (von links)
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GK Beamtenrecht 

Alimentation in Sachsen: Anhörung 
im Haushalts- und Finanzausschuss
Ausgerechnet am Frauentag 2023 fand im 
Haushalts- und Finanzausschuss (HFA) des 
Sächsischen Landtags die Anhörung zum  
Vierten Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften (4. DRÄndG) statt.

Mit diesem plant die Staatsre­
gierung nicht nur die offizielle 
Übernahme des Tarifergebnis­
ses aus dem Jahr 2021 auf die 
Beamten und Versorgungs­
empfänger in Sachsen, son­
dern startet auch den Versuch, 
die Verfassungsmäßigkeit der 
Besoldung vor allem durch 
Streichung der Besoldungs­
gruppe A 4 und Anpassungen 
der Beihilfebemessungssätze 
zu erreichen.

Während vor der Tür des Land­
tages lautstarke Rufe nach bes­
seren Einkommen im öffent­
lichen Dienst des Bundes und 
der Kommunen erklangen 
(Warnstreiktag), nahmen die 
Vertreterinnen des SBB, Nan­
nette Seidler, Manja Kropp und 
Karen Siwonia, im Besucher­
bereich des Anhörungssaales 
Platz. Wer erwartet hatte, dass 
der SBB mit seiner Sachkennt­
nis zum Beamtenrecht als 
Sachverständiger geladen war, 
sah sich enttäuscht. Offen­
sichtlich war es uns gelungen, 
schriftlich so ausführlich und 
klar Stellung zu nehmen, dass 

keine Fragen mehr offengeblie­
ben sind. Oder waren wir mit 
unserer Einschätzung, dass 
auch dieser Gesetzesentwurf 
erneut ganz erhebliche Zweifel 
an seiner Verfassungsmäßig­
keit aufkommen lässt, einfach 
nur zu kritisch?

Geladen waren fünf andere 
Sachverständige, von denen 
aber nur drei tatsächlich anwe­
send waren. Schon aufgrund 
dieser geringen Zahl kamen bei 
uns Zweifel auf, ob die bedeut­
same Frage der Verfassungsmä­
ßigkeit in dieser Anhörung über­
haupt von verschiedenen Seiten 
beleuchtet werden würde. Lei­
der hat sich diese Befürchtung 
auf ganzer Linie bewahrheitet. 
Die Frage der Verfassungs- 
mäßigkeit wurde allenfalls in 
einem Nebensatz zur Sprache 
gebracht. Und selbst bei unter­
stellter Verfassungsmäßigkeit 
wurden die rechtlichen und ak­
tuell ungelösten Nachfolgepro­
bleme, die sich aus einer hun­
dertprozentigen Beihilfe für 
Angehörige und Kinder ergeben, 
nicht einmal am Rande gestreift. 

Der SBB hatte darauf im Vorfeld 
die Mitglieder des HFA explizit 
noch einmal hingewiesen. 

Immerhin kam zur Sprache, 
dass weiterhin mit Widersprü­
chen zu rechnen sei, insbeson­
dere weil Nachzahlungen für 
die Vergangenheit nur an  
Widerspruchsführer gezahlt 
werden sollen. Damit wird das 
Vertrauen in den Dienstherrn 
erneut massiv belastet. 

Im Wesentlichen drehte es sich 
in der Anhörung um die Ein­
führung einer pauschalen Bei­
hilfe. Darüber hinaus war fest­
zustellen, dass tarifrechtliche 
Fragen mit Beamtenbesoldung 
munter in einen Topf geworfen 
wurden. Am Ende war es nicht 
verwunderlich, dass die Suppe 
einen seltsamen Beigeschmack 
bekam. Das war ein wenig so 
wie bei den Äpfeln und Birnen. 
Vielleicht aber kein Wunder, 
handelt es sich doch um eine 
höchst komplexe Materie und 

schlussendlich um ein recht­
liches Randgebiet.

Das weitere Verfahren der Ge­
setzgebung bleibt abzuwarten. 
Soll das Gesetz mit seiner An­
passung der Beihilfebemes­
sungssätze wie geplant 2024 
zur Anwendung kommen, ist 
nun aufgrund einzuhaltender 
Kündigungsfristen bei den pri­
vaten Krankenversicherungen 
Tempo angesagt. 

Im Moment steht die spannen­
de Frage im Raum, ob und in 
welchem Umfang der Geset­
zesentwurf vor Beschlussfas­
sung im Landtag noch Ände­
rungen erfährt. Erst nach 
Abstimmung können wir über 
unser weiteres Vorgehen be­
finden. Hier steht vor allem die 
Frage von Klagen im Raum. 

Feierstimmung am Frauentag? 
Zumindest für die Vertreterin­
nen des SBB im Landtag Fehl­
anzeige.�
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<	 Landesvorstandssitzung in Dresden

Ende Februar tagte der 
SBB Landesvorstand. Hier 
wurden viele Themen be­
arbeitet. Wichtige Tages­
ordnungspunkte waren 
die Behandlung der Anträ­
ge für den Gewerkschafts­
tag des SBB und die Ab­
stimmungen zu den 
Einkommensrunden 2023.
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GK Tarifrecht

Aktion zur Einkommensrunde
Im Konflikt um eine bessere Bezahlung haben  
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in Dresden 
am 21. März 2023 auf einer Kundgebung ihrem 
Ärger über den Stand der Verhandlungen zum  
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
Luft gemacht und erneut eine zeitgemäße Bezah­
lung und zukunftsfähige Rahmenbedingungen 
gefordert.

Bei der vom SBB durchgeführ­
ten Demonstration vor dem 
Gebäude des Kommunalen  
Arbeitgeberverbandes Sachsen 
in Dresden konnten wir zahl­
reiche Kolleginnen und Kolle­

gen aus unseren Fachgewerk­
schaften begrüßen. 

Wir haben vor Ort mit über 
300 Mitgliedern gezeigt, was 
wir von der Verweigerungshal­

tung der Arbeitgeber halten. 
Ein besonderes Dankeschön für 
ihre Unterstützung an die Ge­
werkschaften VDStra., vbba, 
DSTG, BDF, komba, GdV, GdS, 
DVG, BTB, DPolG Bund, SEV so­
wie die Querschnittsvertretun­
gen und die Mitglieder der Lan­
desleitung im SBB.

In seiner Rede bekräftigte der 
stellvertretende Vorsitzende 
der dbb Bundestarifkommis­
sion, Hermann-Josef Siebigte­
roth, unsere Forderungen: 
„Die Nöte und Sorgen der  
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst wurden bislang igno­
riert. Der schon jetzt kaputt­
gesparte öffentliche Dienst 
braucht keine weiteren Sonn­
tagsreden mehr, sondern  
eine längst überfällige faire 
Bezahlung, eine Einstellungs­
offensive zur Entlastung der 
Kolleginnen und Kollegen,  
Investitionen in die Infrastruk­
tur der Dienststellen und den 
Verzicht auf weitere Einspa­
rungen zulasten der Kollegin­
nen und Kollegen sowie der 
Bürgerinnen und Bürger.“

Der stellvertretende Landes­
vorsitzende des SBB, Steffen 
Winkler, sagte: „Lernen die Ar­

beitgeber denn nicht aus den 
Fehlern der letzten Jahrzehn­
te? Stets wird auf leere Kassen 
hingewiesen und der öffent­
liche Dienst langsam, aber  
sicher gegen die Wand gefah­
ren. Welche jungen, gut ausge­
bildeten Kolleginnen und Kol­
legen sehen in ihm heute noch 
einen attraktiven Arbeitgeber? 
Wir wollen keinen öffentlichen 
Dienst zweiter, sondern erster 
Klasse, deshalb fordern wir 
eine gerechte Bezahlung aller 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst!“

Matthias Klapproth, Tarifbe­
auftragter der DSTG Sachsen, 
erwartet von den Arbeitgebern 
des öffentlichen Dienstes eine 
angemessene, faire und wert­
schätzende Bezahlung, denn 
ohne einen starken öffent­
lichen Dienst, funktioniert kein 
Staatswesen. Er bekundete, 
dass die Deutsche Steuer-Ge­
werkschaft mit ihren Landes­
bediensteten und Mitgliedern 
solidarisch hinter den Beschäf­
tigten bei Bund und Kommu­
nen und ihren Forderungen 
stehe. „Heute streiken WIR mit 
euch“, so Matthias Klapproth 
weiter, „denn wir sitzen im sel­
ben Boot.“� ©
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SBB Frauen 

dbb bundesfrauenvertretung 
demonstriert und tagt in Fulda
Die Frühjahreshauptversammlung der dbb bun­
desfrauenvertretung hatte dieses Jahr einen be­
sonderen Opener: Gemeinsam mit 1 000 Beschäf­
tigten von Bund und Kommunen forderten wir 
auf der Kundgebung zur Einkommensrunde in Ful­
da eine Einkommenserhöhung von 10,5 Prozent, 
mindestens 500 Euro.

Es war ein sehr beeindrucken­
des Bild, so viele Kolleginnen 
und Kollegen Schulter an 
Schulter zu sehen, und hat 
deutlich gezeigt, wie wichtig 
diese Forderungen in der aktu­
ellen Situation sind. Die Ergeb­
nisse der Verhandlungen wer­
den vor allem wegweisend für 
die im Herbst folgende Ein­

kommensrunde der Länder 
sein.

Im Anschluss tagte die Haupt­
versammlung der dbb bundes­
frauenvertretung. Der dbb Ta­
rifchef Volker Geyer gab uns 
einen spannenden Einblick in 
die Organisation und Mechanik 
von Einkommensrunden. Es 
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SBB Senioren

Lebensspuren in zwei Systemen
Von „unerhörten Ostfrauen“ bis zur „Problem­
zone Ostmann“: Zu diesem Thema haben die  
SBB Senioren am 14. März 2023 eine Autorinnen­
lesung anlässlich des Internationalen Frauentages 
in Dresden organisiert. 

Wir konnten über 20 Teilneh­
merinnen unterschiedlichster 
Altersgruppen aus den im SBB 
organisierten Gewerkschaften 

begrüßen. Wichtig war, nach 
der Pandemie endlich wieder 
in Präsenz an einer Veranstal­
tung teilnehmen zu können 

und gemeinsam zu kom­
munizieren. Dazu boten die 
Autorinnen Dr. Ellen Händ­
ler und Dr. Uta Mitsching-
Viertel sowie die Landtags­
abgeordnete Simone Lang 
(MdL, SPD) mit ihrem Im­
pulsreferat viel Gesprächs­
stoff und Anregungen. 

Die Autorinnen haben 
selbst in der DDR gelebt. 
Sie wollten wissen, wie an­
dere Frauen ihr Leben in 
Ost und West beurteilen. 

Es geht um die heutigen 60- 
bis 80-Jährigen. Sie gingen zur 
Schule, erlernten Berufe, stu­
dierten, arbeiteten, liebten, 
heirateten, brachten Kinder zur 
Welt und lebten 40 Jahre in  
einem System, das nicht die 
Markenklamotten, nicht das 
Schönheitsideal, sondern die 
ökonomische Unabhängigkeit 
der Frau durch eigene Arbeit 
als wichtigsten Sinn des Le­
bens propagierte. 

<	 Darüber kann  
man streiten!

37 Frauen wurden interviewt. 
Sie kamen aus unterschiedli­
chen Berufszweigen. Von der 
Köchin bis zur Politikerin. Von 
der Eisenbahnerin bis zur Wis­
senschaftlerin. Ihre Geschich­
ten sind wertvoll, weil diese 
Generation zwei deutsche 
Staaten erfahren hat, weil sie 
vergleichen und bewerten kön­

nen. Sie sind Zeitzeugen und 
erzählen, wie sie die „BRD-sie­
rung“ des Ostens, die Ausgren­
zung oder Integration unter 
Wert hautnah miterlebten. 

Diese Empfindungen mitzutei­
len, ist wichtig, weil die Jünge­
ren eine andere Perspektive  
auf die gesellschaftliche Ent­
wicklung haben und zu ande­
ren Bewertungen kommen. Die 
Sicht der Autorinnen ist nicht 
rückwärtsgewandt, es ist keine 
Ostalgie. 30 Jahre nach dem 
Mauerfall ist die Entwicklung 
in Deutschland weitergegan­
gen und Gleichstellung hat ei­
nen Anspruch für das 21. Jahr­
hundert. Das Zeitalter der 
Digitalisierung erfordert neue 
weitergehende Lebenskonzep­
te für Männer und Frauen.

Die Veranstaltung für unsere 
SBB Senioren war ein voller  
Erfolg!�
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gibt so zahlreiche Verhand­
lungsrunden neben dem Bund, 
den Ländern und Kommunen. 
Aufgrund der Vielzahl an Tarif­
verträgen stehen die Verhand­
lungen quasi niemals still.

Das Modellprojekt „Führen 
in Teilzeit“ begeistert. Die 
dbb bundesfrauen planen 
die Erprobung gemeinsam 
mit dem Bundesfamilienmi­
nisterium. Vorgesehen ist die 
Referatsführung mit zwei 
Führungskräften – jeweils in 
Teilzeit. Führen in Teilzeit ist 
immer noch die Ausnahme 
und soll Schwung in die Sa­
che bringen. Mit dieser Mög­
lichkeit könnte der weibliche 
Anteil an Führungskräften 
tatsächlich erhöht werden. 
Denn es sind nach wie vor 
zum großen Teil die Frauen, 
die in Teilzeit arbeiten. Das 
Bundesfamilienministerium 
geht hier mit gutem Beispiel 
voran.

Der Austausch über den Um­
gang der Behörden und 
Staatsanwaltschaften mit se­
xualisierter Gewalt gegen­
über den Beschäftigten fokus­
sierte das Thema. Auch in 
Sachsen besteht das Problem 
mit der Gewalt gegen Be­

schäftigte. Dass es sich hier­
bei gerade gegenüber Frauen 
auch um sexualisierte Gewalt 
handelt, führte bereits die 
Studie des SBB „Gewalt gegen 
Beschäftigte“ im letzten Jahr 
zutage. Diesem Thema müs­
sen wir uns verstärkt widmen. 

In unserem nächsten Stamm­
tisch „Runde Ecke“ am 16. Mai 
2023 soll dies im Fokus stehen 
und wir laden alle Interessier­
ten herzlich zur (hybriden) 
Veranstaltung ein (Meldung 
per Mail an frauen@sbb.dbb.
de).�

<	 Demo in Fulda zur Einkommensrunde mit den dbb frauen
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Aus den Mitgliedsgewerkschaften: SLV

Zur Situation der 
Lehrkräfte in Sachsen
Wieder großen Diskussions- und Klärungsbedarf 
gab es am 2. März 2023, als sich die Mitglieder des 
Geschäftsführenden Vorstandes des SLV zum tur­
nusmäßigen Gespräch mit dem sächsischen Kul­
tusminister Christian Piwarz in Radebeul trafen. 
Referatsleiter Klaus Habermalz und Referent Björn 
Schaarschmidt nahmen ebenfalls daran teil.

Ob der anhaltenden verschärf­
ten Personalsituation an den 
Schulen erhofft sich das SMK 
im Einstellungsverfahren zum 
1. August 2023 einen größeren 
Bewerberpool mit mehr Seiten­
einsteigern und positive Effek­
te aus der Lehrkräftegewin­
nungskampagne, die im April 
2022 gestartet ist. Langfristig 
erwartet Staatsminister Piwarz 
für 2030/2035 deutlich weniger 
Altersabgänge, stark sinkende 
Schülerzahlen und Absolven­
tenzahlen der Lehramtsstudi­
engänge, die über dem Bedarf 
liegen. Er plädiert deshalb für 
die Einführung von Lebensar­
beitszeitkonten, um bei einer 
künftigen Trendwende Nach­
frage und Bedarf bei der Leh­
rerversorgung regulieren und 
die jungen Lehrkräfte dann 
auch einstellen zu können.

Darin, dass dem akuten Lehr­
kräftemangel vor allem an den 
Oberschulen kurzfristig nicht 
mehr zu begegnen ist, sind sich 
SLV und SMK einig. Die Belas­
tungssituation für Lehrkräfte 
ist in allen Schularten groß,  
Assistenzkräfte, die für Unter­
stützung sorgen können, sind 
nicht ausreichend vorhanden. 
Spürbare Entlastungen, wie sie 
der SLV immer wieder fordert, 
wurden mit der Begründung 
fehlender personeller Ressour­
cen vom SMK abgelehnt. Drin­
gend benötigte Assistenzkräfte, 
vor allem Schulverwaltungsas­
sistenten, sieht der Minister zu­

nächst nur für große Schulen 
vor. Er stellte zusätzliche Stellen 
dafür in Aussicht, die bereits 
vorhandenen sollen dauerhaft 
und nicht mehr als Lehrerstel­
len im nächsten Doppelhaus­
halt ausgewiesen werden. 

Höhergruppierungsmöglichkei­
ten nach EG 14 bedeuten für 
den einzelnen Beschäftigten 
nicht nur eine Anerkennung der 
geleisteten Arbeit, sondern auch 
eine nachhaltige Erhöhung des 
Einkommens. Eine Quote von 
lediglich 20 Prozent erschwert 
aber den Einstieg. Wichtig sind 
ein Aufwuchs und eine Versteti­
gung der EG 14-Stellen, um 
möglichst vielen erfahrenen 
Lehrkräften diese Wertschät­
zung zukommen zu lassen. Da­
mit Sachsen gegenüber anderen 
Bundesländern weiterhin kon­
kurrenzfähig bleibt, sicherte  
das SMK zu, bei den Verhand­
lungen zum Doppelhaushalt 
2025/2026 den Ausbau der EG 
14-/A 14-Stellen im Blick zu ha­
ben und beim Finanzministeri­
um zu beantragen.

Eine flächendeckende Lehrer­
versorgung in ganz Sachsen ist 
und bleibt die Herausforde­
rung in den nächsten Jahren. 
Reformen und eine stärkere 
Regionalisierung der Lehrer­
ausbildung, die sich an den 
tatsächlichen schulart- und 
fächerspezifischen Bedarfen 
orientiert, tragen langfristig 
dazu bei, den Lehrkräfteman­

gel zu bewältigen. Dazu müs­
sen Außenstellen der Univer­
sitäten in Westsachsen und 
Ostsachsen eingerichtet wer­
den, um mehr sächsischen Abi­
turienten ein Lehramtsstudium 
unweit ihrer Heimatorte zu er­
möglichen. Christian Piwarz 
erteilte dem Vollausbau von 
Lehrämtern in anderen Regio­
nen des Freistaats aus finanzi­
ellen Gründen eine Absage.  
Anvisiert werden stattdessen 
Kooperationen zwischen den 
Hochschulen in den Regionen 
und den lehrerbildenden Uni­
versitäten in Dresden und Leip­
zig mit dem Ziel, eine modul­
gestützte Lehrerausbildung zu 
ermöglichen. Dass sich die Ziel­
vereinbarungen mit den Uni­
versitäten an der Zahl erfolg­
reicher Absolventen anstelle 
der Studienanfänger orientie­
ren müssen, um die Bestehens­
quote in den Lehramtsstudien­
gängen zu erhöhen, fordert der 
SLV seit Langem. Staatsminis­
ter Piwarz erklärte im Ge­
spräch, dass dazu nun endlich 
eine Änderung mit den Univer­
sitäten verhandelt würde. Es 
bleibt abzuwarten, ob ein Ein­
lenken erfolgt, da das Errei­
chen vereinbarter Studien­
abgängerzahlen mit einer 
größeren Anstrengung für die 
Hochschulen verbunden wäre.

Dem vom SMK geplanten  
neuen Arbeitszeitmodell zur 

Gewinnung von Lehrerarbeits­
vermögen steht der SLV ange­
sichts der derzeitigen Situation 
äußerst kritisch gegenüber. 
Nicht nur, dass Mehrarbeit bei 
den meisten Lehrkräften be­
reits Normalität ist. Ein Arbei­
ten über dieses Maß hinaus für 
einen längeren Zeitraum stuf­
ten die SLV-Vertreter als ge­
sundheitsgefährdend ein. 
Wenn überhaupt, darf die Füh­
rung eines Arbeitszeitkontos 
grundsätzlich nur auf freiwilli­
ger Basis geschehen. Außer­
dem muss der Anspruch auf 
Leistung eins zu eins gesichert 
sein. Das bedeutet: Eine heute 
geleistete Arbeitsstunde ist in 
20 Jahren genauso viel wert, 
und selbst wenn die Schüler­
zahlen nicht zurückgehen oder 
es nicht mehr Lehrkräfte gibt, 
muss die angesparte Arbeits­
zeit zum gewünschten Zeit­
punkt ausgezahlt werden. Für 
ältere Lehrkräfte und Kollegen, 
die kurz vor dem Rentenein­
trittsalter stehen, sind Arbeits­
zeitkonten generell abzuleh­
nen, da es sich nicht mehr 
auszahlen würde. Für sie ist die 
Wiedereinführung einer Alters­
teilzeit, die für tarifbeschäftig­
te Lehrkräfte über eine Dienst­
vereinbarung mit dem LHPR 
beziehungsweise bei verbeam­
teten Lehrkräften über eine 
entsprechende Rechtsgrundla­
ge im Beamtengesetz geregelt 
ist, der richtige Schritt.�

<	 Staatsminister Christian Piwarz, Rene Michel und Michael Jung vom SLV
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Warnstreik und Großdemo in Niedersachsen

dbb sachsen-anhalt mit 30 Teilnehmern 
vertreten
Im Konflikt um eine bessere Bezahlung der  
Beschäftigten im öffentlichen Dienst haben rund 
30 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Sachsen-
Anhalt am 28. Februar 2023 an einer zentralen 
Großdemo in Hannover teilgenommen. 

„Wir haben uns heute auf den 
Weg gemacht, um unseren be­
rechtigten Forderungen von 
einem Einkommensplus von 
10,5 Prozent, mindestens aber 
500 Euro mehr Einkommen 
Nachdruck zu verleihen. Was 
die Arbeitgeber uns bis jetzt 
vorgelegt haben, ist im wahrs­
ten Sinne des Wortes eine Mo­
gelpackung“, sagte Iris Her­
furth, 1. stellvertretende 
Landesvorsitzende des dbb 
sachsen-anhalt und Vorsitzen­

de der Deutschen Steuer-Ge­
werkschaft Sachsen-Anhalt.

<	 Betontaktik der Arbeit-
geber zukunftsfeindlich

„Die Geduld der Beschäftigten 
mit den Arbeitgebern in der 
laufenden Einkommensrunde 
für den öffentlichen Dienst von 
Bund und Kommunen ist am 
Anschlag“, betonte dbb Bun­
desvorsitzender Ulrich Silber­
bach vor mehr als 1 500 De­

monstrierenden in Hannover. 
„Die Betontaktik der Arbeits­
geber ist zukunftsfeindlich. Sie 
bremst uns aus, sie schätzt uns 
nicht wert und sie sendet fata­
le Signale an den so dringend 
über all unsere Branchen hin­
weg benötigten Berufsnach­
wuchs“, so Silberbach. „Viel re­
den und nichts bieten bringen 
uns keinen Schritt weiter, das 
muss der Bundesinnenminis­
terin Nancy Faeser und Karin 
Welge als Verhandlungsführe­
rin der kommunalen Arbeitge­
ber eigentlich klar sein, denn 
an herausfordernden Krisen 
fehlt es dem Staat nun wirklich 
nicht. Betreuungs- und Bil­
dungskrise, Migration und Ge­
flüchtete, Klimawende – all das 
muss der öffentliche Dienst 
schultern, und zwar so schnell 

wie möglich. Mogelpackungen 
und Nebelkerzen, die die Ver­
handlungen künstlich in die 
Länge ziehen, sind in dieser Si­
tuation geradezu fahrlässig“, 
kritisierte der dbb Chef mit 
Blick auf die erneut ergebnislo­
se zweite Verhandlungsrunde 
in Potsdam am Ende der voran­
gegangenen Woche. „Investiti­
onen in Personal, Ausstattung 

<	 Teilnehmer aus Sachsen-Anhalt

<	 Im Vordergrund: Iris Herfurth, 1. stellvertretende Landesvorsitzende  
des dbb sachsen-anhalt, und Torsten Grabow, stellvertretender Landes­
vorsitzender des dbb sachsen-anhalt

<	 Alexander Zimbehl, 1. Landesvorsitzender des NBB Niedersächsischer  
Beamtenbund und Tarifunion.
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und attraktive Arbeitsbedin­
gungen sind unumgänglich  
für die Zukunftsfähigkeit von 
Bund und Kommunen. Wenn 
sie jetzt nicht die Reißleine zie­
hen, werden Frau Faeser und 
Frau Welge den Bürgerinnen 
und Bürgern erklären müssen, 
warum der Staatsdienst nicht 
aus dem Krisenmodus kommt“, 
warnte Silberbach und kündig­
te eine Intensivierung der 
Warnstreik- und Protestmaß­
nahmen im ganzen Land an.

<	 Hinhaltetaktik und  
Mogelpackung

Auch Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender des NBB 
Niedersächsischer Beamten­

bund und Tarifunion, betonte, 
dass die Kolleginnen und Kolle­
gen keinerlei Verständnis mehr 
für die Hinhaltetaktik und Mo­
gelpackungen der Arbeitgeber­
seite haben. „Gerade in Anbe­
tracht der Inflation und immer 
wieder von der Politik geäußer­
ten Wertschätzung brauchen 
wir jetzt Taten, die wir in der 
Tasche spüren“, forderte er un­
ter lautstarken Applaus der  
Demonstrierenden.

Ob in Nürnberg vor der Zentra­
le der Bundesagentur für Ar­
beit, in Potsdam direkt bei den 
Tarifverhandlungen des öffent­
lichen Dienstes für Bund und 
Kommunen oder in Hannover, 
Gera, Fulda, Halle: Die Landes­

gruppe Sachsen-Anhalt-Thürin­
gen der vbba – Gewerkschaft 
Arbeit und Soziales war stark 
an den Warnstreiks beteiligt 
und unterstützte lautstark die 
Forderungen. Zeitgleich 
kämpft die Fachgewerkschaft 
auch für eine Volumenübertra­
gung auf die Besoldung sowie 
für eine Reduzierung der Wo­
chenarbeitszeit von 41 auf 39 
Stunden für die Beamtinnen 
und Beamten des Bundes. 

„Volle Busse zu den Aktionen 
zeigen die große Bereitschaft 
aller Beschäftigten in dieser 
Tarifrunde“, sagte Gabriele 
Schwerthfeger, stellvertreten­
de Vorsitzende der vbba Sach­
sen-Anhalt-Thüringen. „Die 
letzten Jahre haben gezeigt, 
wie gut der öffentliche Dienst 
funktioniert. Dauerhaft ist das 

nur mit gut qualifiziertem, mo­
tiviertem und gut bezahltem 
Personal zu schaffen. Dafür 
kämpfen wir gemeinsam im 
dbb beamtenbund und tarif­
union“, betonte Schwerth­
feger.�

<	 Ulrich Silberbach, dbb Bundesvorsitzender (5. von links), mit den  
Teilnehmern der vbba Sachsen-Anhalt-Thüringen auf einer Kundgebung 
in Nürnberg

<	 Teilnehmer der vbba Sachsen-
Anhalt-Thüringen vor der Zen­
trale der Agentur für Arbeit in 
Nürnberg

Rundfunkrat 

Neuwahlen beim MDR
Beim MDR stand zum dritten Mal in der Sender­
geschichte ein Wechsel an der Spitze an. Auf sei­
ner Sitzung am 13. März 2023 hat der MDR-Rund­
funkrat den 54-jährigen Ralf Ludwig zum neuen 
Intendanten des Mitteldeutschen Rundfunks  
gewählt. 

„Regional verwurzelt, mit me­
dienpolitischer Erfahrung und 
Weitblick für den MDR als Stim­
me des Ostens hat Herr Ludwig 
überzeugt“, kommentiert Iris 
Herfurth, 1. stellvertretende 
Landesvorsitzende des dbb 
sachsen-anhalt, die Wahl.

Herfurth, die auch Mitglied 
des MDR-Rundfunkrates ist, 
weiter: „Ralf Ludwig steht 
für die konsequente Weiter­
entwicklung des MDR als 
crossmediales Medienhaus. 
Durch seine Tätigkeit als 
MDR-Verwaltungsdirektor 

verfügt er über eine langjäh­
rige Führungs- und Manage­
menterfahrung. Er über­
nimmt das Amt inmitten 
weitreichender Verände­
rungsprozesse und den  
damit verbunden Herausfor­
derungen für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk.“

Die Neuwahl wurde notwen­
dig, weil die Amtszeit von 
Amtsinhaberin Karola Will 
Ende Oktober 2023 ausläuft. 
Sie hatte im November letzten 
Jahres in einer Rundfunkrats­
sitzung überraschend ange­

kündigt, keine weitere Amts­
zeit anzustreben.

Vor der Wahl im Rundfunkrat 
hatte der Verwaltungsrat des 
MDR nach einem intensiven 
Bewerbungs- und Auswahl­
verfahren am 13. Januar 2023 
einstimmig Ralf Ludwig als 
Kandidaten für die Wahl zum 
Intendanten empfohlen. Der 
MDR-Verwaltungsrat hatte die 
Position im Dezember 2022 
ausgeschrieben. Bei den Be­
werbungsgesprächen wurden 
Vertreter des MDR-Rundfunk­
rates sowie aus der Mitarbei­
terschaft und die Gleichstel­
lungsbeauftragte des MDR 
beratend mit einbezogen. 

Die Amtszeit von Ludwig be­
ginnt am 1. November 2023.�

<	 Hintergrund

Vom Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) sind ins- 
gesamt über 2,5 Millionen Beschäftigte direkt oder indirekt be­
troffen: fast 1,6 Millionen Arbeitnehmende des Bundes und der 
Kommunen und weiterer Bereiche, für die der TVöD direkte  
Auswirkungen hat, sowie Auszubildende (6 350 beim Bund, 56 300 
bei den Kommunen), Praktikantinnen und Praktikanten sowie  
Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen  
und auch knapp 190 000 Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte,  
Anwärterinnen und Anwärter (16.885 beim Bund) sowie über 
500 000 Versorgungsempfängerinnen und -empfänger beim 
Bund, auf die der Tarifabschluss übertragen werden soll.
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dbb frauenvertretung sachsen-anhalt

Gender Pay Gap – geschlechts- 
spezifische Lohnlücke
Die Coronakrise ist weitgehend überstanden, 
Frauen haben alle Möglichkeiten, ihren Beruf aus­
zuüben, für gute Arbeit gutes Geld zu verdienen,  
beruflich wieder richtig durchzustarten. Oder 
etwa nicht?

Die Statistik belehrt uns auch 
in diesem Jahr eines Besseren. 
Der Gender Pay Gap, also der 
geschlechtsspezifische Einkom­
mensunterschied, beträgt in 
Ostdeutschland neun Prozent­
punkte. Das heißt, Frauen er­
halten für die gleiche Arbeit 
neun Prozentpunkte weniger 
Lohn als Männer. 

<	 Equal Pay Day

Am 7. März, unmittelbar vor 
dem Internationalen Frauen­
tag am 8. März, war Equal Pay 
Day. Ziel dieses Tages ist es, da­
ran zu erinnern, dass es immer 
noch Lohnungerechtigkeit gibt 
und daran dringend etwas  
getan werden muss. 

<	 Familiäre  
Aufgabenverteilung

Während der Pandemie gab es 
neben den üblichen Aufgaben, 
die Familien zu bewältigen ha­
ben, noch mehr zu tun. Ge­
schlossene Kitas, geschlossene 
Schulen, kaum Vereinsangebo­
te. Familien mussten eine Men­
ge leisten. Dabei haben sich 
auch viele Väter mehr enga­
giert, als sie es sonst tun. Lei­
der ist die familiäre Aufgaben­
verteilung in vielen Familien 
wieder auf das Niveau zurück­

gefallen wie vor der Pandemie. 
Frauen leisten 52,4 Prozent 
mehr Care-Arbeit als Männer.

„Männer haben in der Pande­
mie bewiesen, dass sie part­
nerschaftliche Aufgaben über­
nehmen wollen. Das muss jetzt 
unbedingt weitergeführt wer­
den. Gleichberechtigte Teilha­
be am Arbeitsleben ist auch 
von der gleichberechtigten 
Verteilung der Care-Arbeit ab­
hängig“, so Michaela Neersen, 
Vorsitzende der dbb frauenver­
tretung sachsen-anhalt. 

<	 Frauen in  
Führungspositionen

Der öffentliche Dienst in Sach­
sen-Anhalt ist für Frauen nach 
wie vor ein attraktiver Arbeit­
geber. Aber auch hier seien 
Veränderungen unbedingt not­
wendig. Der Anteil von Frauen 
in Führungspositionen müsse 
erhöht werden. So lag in Sach­
sen-Anhalt im Jahr 2022 der 
Anteil an Frauen in Führungs­
positionen in den obersten 
Landesbehörden bei 45,9 Pro­
zent. Jedoch ohne Berücksich­
tigung der Schulleitungsebene 
verbleibe der prozentuale  

Anteil an Frauen seit Jahren bei 
etwa 37 Prozent, was wieder­
um ein ganz anderes Bild zeich­
ne.

Homeoffice und mobiles Arbei­
ten müssen allgemeine und 
verlässliche Rahmenbedingun­
gen erhalten, damit die Verein­
barkeit von Familie und Beruf 
für Frauen und Männer mög­
lich sei. Ein weiterer wichtiger 
Schritt sei ein modernes 
Gleichstellungsgesetz für  
Sachsen-Anhalt. 

<	 Sarah Schulze, Landesbe-
auftragte für Gleichstel-
lung in Sachsen-Anhalt

Die Stelle der Landesbeauf­
tragten für Gleichstellung wur­
de nach längerer Vakanz im 
vergangenen Jahr mit der Mag­
deburgerin Sarah Schulze be­
setzt. Wie im Koalitionsvertrag 
vorgesehen, sollte nun auch 
endlich ein Gesetzentwurf vor­
gelegt werden. Eine sichere 
und eindeutige Gesetzeslage 
sorge in Zeiten des massiven 
Fachkräftemangels und der di­
gitalen Transformation der Ar­
beitswelt dafür, Chancen für 
die Gleichstellung von Ge­
schlechtern zu erhöhen und 
Risiken zu minimieren. Neersen 
bekräftigte: „Wir setzen uns 
für ein modernes Landesgleich­
stellungsgesetz ein, weil dies 
ein wichtiges Instrument ist, 
auch den öffentlichen Dienst in 
Sachsen-Anhalt wettbewerbs­
fähiger zu gestalten.“�

dbb Lehrergewerkschaften sachsen-anhalt

Landesregierung: Vorgriffsstunde und 
Ausgleichskonto für Lehrkräfte kommen
Nun ist es beschlossene Sache: Entgegen dem  
Widerstand der Lehrerverbände des dbb sachsen-
anhalt hat die Landesregierung in ihrer Kabinetts­
sitzung am 7. März 2023 die Einführung einer  
Vorgriffsstunde für alle Stammlehrkräfte be­
schlossen.

„Zur Tarnung der Unfähigkeit 
der Landesregierung, die Zu­
kunft der Schulen personell  
abzusichern, werden die Lehre­
rinnen und Lehrer in Sachsen-
Anhalt zur Mehrarbeit ver­
pflichtet“, kommentiert 
Thomas Gaube, stellvertreten­

der Landesvorsitzender des dbb 
sachsen-anhalt, den Beschluss. 
„Die Landesregierung kündigt 
einen seit über zwei Jahrzehn­
ten aus guten Gründen beste­
henden Konsens, nicht an der 
‚Stundenschraube‘ zu drehen, 
auf“, so Gaube weiter, der auch 

<	 „Wir setzen uns für ein moder­
nes Landesgleichstellungsge­
setz ein“, so Michaela Neersen,  
Vorsitzende der dbb frauen- 
vertretung sachsen-anhalt.
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<	 Kommentar einer seit 1988 im Schuldienst tätigen Lehrerin (Verfasserin möchte nicht genannt werden)

„Ich bin eine 58-jährige tarifbeschäftigte 
Lehrerin für Mathematik und Chemie und 
bereits seit 1988 im Schuldienst des Landes 
Sachsen-Anhalt. Seit 1991 bin ich an einem 
Gymnasium in Sachsen-Anhalt tätig.

Mein Eintrittsalter in die Regelrente wurde 
seit Beginn meines Dienstantritts um sie­
ben Jahre erhöht.

Im Laufe meiner Dienstzeit habe ich unzäh­
lige Veränderungen der Schullandschaft 
erlebt, mitgetragen und gestaltet. Aus 
Lehrplänen wurden Rahmenrichtlinien, aus 
Rahmenrichtlinien wurden kompetenzori­
entiert Lehrpläne und jedes Mal stellte ich 
meinen Unterricht um. Dazu kamen auch 
Gesetze, Verordnungen und Erlasse in ste­
tigem Wechsel. Es gab Leistungskurse, 
Grundkurse, Wahlpflichtfächer und Wahl­
fächer, dann Unterricht auf erhöhtem Ni­
veau im Klassenverband und jetzt wieder 
Kurse auf erhöhtem und grundlegendem 
Niveau. Das Ganze war dann noch verbun­
den mit Wechsel der gymnasialen Oberstu­
fe von G12 zu G13 zu G12 mit Zwischen­
stufe G12,5. Alles nach der Methode 
„Learning by doing“. Langweilig wurde es 
nie in unserer Schulform. Aber – ich bin ja 
belastbar.

Überraschend stellte mein Arbeitgeber ei­
nes Tages fest, dass es zu viele sind, die un­
terrichten wollten. Also „erfand“ er die Ar­
beitszeitkonten. Die Lehrerinnen und 
Lehrer wurden zwangsweise in Teilzeit ge­
schickt. Das bescherte mir in Jahren mit der 

höchsten Leistungsfähigkeit „dankenswer­
terweise“ mehr Zeit für mich. Die Auswir­
kungen auf meine Bezüge im Ruhestand 
sind nicht unerheblich. Die Auszahlung der 
damaligen Arbeitszeitkonten war ein Ver­
lustgeschäft für mich. Damals durfte ich 
dem Land Sachsen-Anhalt einen zinslosen 
Kredit über mehrere Jahre gewähren.

Vor 20 Jahren beschloss das Land Sachsen- 
Anhalt, Lehrer zu verbeamten. Man durfte 
dazu allerdings nicht so unwichtige Fächer 
wie zum Beispiel die Naturwissenschaften 
unterrichten. In diesem Zeitraum hat eine 
verbeamtete Lehrkraft für die gleiche Ar­
beit über 100 000 Euro mehr verdient als 
eine tarifbeschäftigte Lehrkraft.

Trotz zeitlichen Drucks durch die Lehrpläne 
und durch das Zentralabitur fühlte ich mich 
nur selten richtig ausgelastet. Gern habe 
ich unnötige Verwaltungsaufgaben, Ein­
sammeln von Geld, Verteilen von Büchern, 
Führen von Konten und ähnliche Freizeit­
räuber übernommen. Auch die Tatsache, 
dass Elterngespräche nur ab und zu harmo­
nisch verliefen, machte mir wenig aus. Ich 
bin ja belastbar. Genau das hat Magdeburg 
vor zwei Jahren auch erkannt. Warum soll 
man den 60-jährigen Lehrkräften eigent­
lich Pflichtstunden wegnehmen? Damit 
können wir sie doch auch ab 62 bestrafen. 
Es merkt sicher niemand, dass dies im Ver­
gleich zu den Kollegen, die diese Stunden 
noch mit 60 Jahren erhielten, einer Lohn­
kürzung von acht Prozent entspricht.

Im letzten Jahr wurde unserem Dienst­
herrn ganz unverhofft bewusst, dass er sei­
nen Arbeitnehmern gegenüber auch eine 
Fürsorgepflicht hat. Schwuppdiwupp wur­
de verpflichtend ein Präventionstag an den 
Schulen eingeführt. Dabei fällt dann ein 
ganzer Unterrichtstag an den Schulen aus. 

Und jetzt das: Zum Dank für mein pädago­
gisches Engagement über mehr als 35 Jah­
re und zur Verschleierung der Unfähigkeit 
der Landesregierungen, die Zukunft der 
Schulen personell abzusichern, werde ich 
nun auch noch zur Mehrarbeit verpflichtet. 
Aber mit Ende 50 bin ich ja belastbar. Und 
wieder soll ich dem Land Sachsen-Anhalt 
einen zinslosen Kredit gewähren. Bin ich 
eigentlich eine Bank? Dabei wird Augenwi­
scherei bezüglich eines sogenannten Ar­
beitszeitkontos betrieben, bei dem die 
Stunden in ein paar Jahren abgebummelt 
werden dürfen. Wenn ich dieses Arbeits­
zeitkonto dann frühestens 2027/28 in An­
spruch nehmen darf, bin ich bereits im vor­
zeitigen Ruhestand. Aber scheinbar sehe 
ich irgendetwas falsch, denn das ist gar kei­
ne Erhöhung der Arbeitszeit, sondern nur 
eine Verlagerung in meinen Ruhestand.

Ich danke also dem Land Sachsen-Anhalt 
herzlich für die Wertschätzung und  
Gesundheitsfürsorge in meinen dann  
39 Dienstjahren, indem ich dieses System 
frühestmöglich mit 63 Jahren verlassen 
werde.“

Vorsitzender des Lehrerkoordi­
nierungsrates des dbb sachsen-
anhalt und Vorsitzender des 
Philologenverbandes Sachsen-
Anhalt (PhVSA) ist. 

<	 Verstärkte Flucht aus 
dem Arbeitsleben

Schon jetzt zeige sich deutlich, 
dass die von der Landesregie­
rung eingeleiteten Mehrbelas­
tungen nicht zum Ziel, die At­
traktivität des Schuldienstes in 
Sachsen-Anhalt zu erhöhen, 
führen werde. Im Gegenteil: 
„Die Lehrerinnen und Lehrer 
werden diese weitere Mehr­
belastung, so sie diese gesund­
heitlich noch stemmen können, 
mit einer verstärkten Flucht aus 
dem Arbeitsleben beantwor­
ten. Der Attraktivität unseres 
Bundeslandes als künftiger Ar­
beitsort für Lehrerinnen und 
Lehrer haben sie mit dieser 
Maßnahme einen Bärendienst 
erwiesen“, betont Gaube.

<	 Aussage zur Gleich- 
setzung hält keiner  
Prüfung stand

Die von Ministerpräsident Rei­
ner Haseloff mehrfach getätig­
te Aussage, Lehrerinnen und 
Lehrer in Sachsen-Anhalt wür­
den bezüglich zu leistender 
Unterrichtsstunden den ande­
ren Bundesländern gleichge­
setzt, halte selbst einer ober­
flächlichen Prüfung nicht 
stand. In Bayern oder Nieder­
sachsen stehen Lehrerinnen 
und Lehrer bis zu drei Stunden 
wöchentlich weniger vor der 
Klasse. Und in Thüringen und 
Sachsen erhalten Lehrkräfte ab 
dem 55. Lebensjahr Abminde­
rungsstunden. 

<	 Hintergrund

Nach der ersten Befassung im 
Januar 2023 und der erfolgten 
Anhörung der Verbände hat die 
Landesregierung in der Kabi­

nettssitzung am 7. März 2023 
zwei wesentliche Maßnahmen 
für eine bessere Unterrichts- 
versorgung beschlossen:
>	1. Einführung eines Aus­

gleichskontos für Lehrkräfte: 
Mit der Einführung eines 
Ausgleichskontos sollen die 
Lehrkräfte die Möglichkeit 
erhalten, Mehrzeiten lang­
fristig aufzubauen, anzuspa­
ren und sie ab dem Schuljahr 
2033/2034 abzubauen. Hin­
tergrund ist, dass sich Prog­
nosen zufolge die Versor­
gungssituation ab 2033 
entspannen wird. Mit dieser 
zusätzlichen Möglichkeit, 
Mehrzeiten auszugleichen, 
soll ein weiterer Anreiz ge­
schaffen werden, dass Lehr­
kräfte freiwillig Mehrzeiten 
leisten. Sie sollen sich die 
Mehrzeiten aber auch wei­
terhin auszahlen lassen kön­
nen. Mit der Einführung des 
Ausgleichskontos wird das 
dann auch monatlich mög­

lich sein und nicht mehr nur 
am Ende des Schuljahres. 

>	2. Zusätzliche wöchentliche 
Pflichtstunde (Vorgriffsstun­
de) für alle Stammlehrkräfte: 
Vor dem Hintergrund der Er­
gebnisse des von Minister­
präsident Reiner Haseloff 
einberufenen bildungspoli­
tischen Dialogs werden alle 
Stammlehrkräfte beginnend 
ab dem 1. April 2023 in den 
kommenden fünf Jahren zu 
einer zusätzlichen wöchentli­
chen Unterrichtsstunde (Vor­
griffsstunde) verpflichtet. 
Diese Stunde kann entweder 
dem Ausgleichskonto gutge­
schrieben oder monatlich 
ausgezahlt werden. Schwer­
behinderte oder begrenzt 
dienstfähige Lehrkräfte, 
Lehrkräfte mit Altersermäßi­
gung und befristet beschäf­
tigte Lehrkräfte sind von der 
Arbeitszeitverlagerung in 
Form einer Vorgriffsstunde 
ausgenommen.�
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Beamtentum

tbb fordert Debatte um  
politische Beamte
Es darf nicht der Eindruck entstehen, die Regie­
rung würde mit zweierlei Maß messen und die 
politische Einstellung wöge stärker als die tatsäch­
liche Befähigung. Daher halten wir an dieser Stelle 
eine Debatte um politische Beamte, Mindest- 
qualifikationen und Befristung auf Amtsperioden 
für notwendig.

Staatssekretäre haben in Thü­
ringen eine Doppelfunktion –  
sie sind Politiker und gleichzei­
tig Hausleiter und als solche 
die höchsten Beamten im 
Land. Die Funktion des Staats­
sekretärs soll die eines Ver­
mittlers zwischen Verwaltung 
und Politik sein. Gleichzeitig 
soll er als Hausleiter auch der­
jenige sein, der als oberster Be­
hördenleiter mit Erfahrung 
und Sachverstand die Richtung 
für die Verwaltung vorgibt und 
den Kurs auch im Spagat zwi­
schen Politik und Verwaltungs­
notwendigkeit beibehält. Die 
Vergütung mit einer B 9 als 

eine der höchsten Bezahlun­
gen, die das Beamtenrecht  
vorsieht, ergibt sich aus der  
Berufserfahrung und der  
enormen Verantwortung in 
dieser Funktion. Als oberster 
Beamter unterliegt er den Re­
geln des Beamtenrechts und 
damit auch den Laufbahnvor­
aussetzungen, die für alle 
Beamten – in diesem Falle des 
höheren Dienstes – geschaffen 
wurden. 

Die Aufgaben- und Funktions­
beschreibung des Dienstpos­
tens bestimmt objektiv die Kri­
terien, die der Inhaber erfüllen 

muss. An ihnen werden die Ei­
genschaften und Fähigkeiten 
der Bewerber für den Dienst­
posten bemessen, um eine op­
timale Besetzung zu gewähr­
leisten. Im Auswahlverfahren 
ist die zuständige Stelle an die 
von ihr festgelegte Aufgaben- 
und Funktionsbeschreibung 
beziehungsweise das von ihr 
bestimmte Anforderungsprofil 
gebunden, weil sie andernfalls 
in Widerspruch zu dem selbst 
gesteckten Ziel bestmöglicher 
Aufgabenwahrnehmung gerät.

Der tbb beamtenbund und ta­
rifunion thüringen spricht sich 
dafür aus, dass es eine öffent­
liche Debatte über politische 
Beamte geben muss und auch 
darüber, ob Staatssekretäre 
politische Beamte in Thüringen 
sein müssen, denn im Bund 
sind sie in einem öffentlich-
rechtlichen Anstellungsver­
hältnis, in Bayern unter ande­
rem Teil der Landesregierung. 
Darüber hinaus sollte man sich 

in öffentlicher Diskussion ver­
ständigen, ob eine Verbeam­
tung auf Lebenszeit bei politi­
schen Beamten notwendig ist 
oder besser über ein befriste­
tes Amt, wie bei kommunalen 
Wahlbeamten, Abbildung fin­
det. Hierüber muss ein Kon­
sens auf breiter Basis gefunden 
werden und die Gesetzeslage 
müsste dem angepasst wer­
den. Hierzu stehen wir als 
kompetenter Ansprechpartner 
zur Verfügung.

<	 Hintergrund

In Thüringen benennt § 27  
Abs. 1 Thüringer Beamtenge­
setz (ThürBG) folgende Ämter 
für politische Beamte:

>	Staatssekretäre,
>	der Präsident des Landes- 

verwaltungsamtes,
>	der Präsident des Amtes für 

Verfassungsschutz,
>	der Präsident der Landes- 

polizeidirektion,
>	die Beauftragte für die 

Gleichstellung von Frau und 
Mann,

>	der Ausländerbeauftragte,
>	der Regierungssprecher.

Hinzu tritt nach § 98 Abs. 2 
ThürBG der Direktor beim  
Thüringer Landtag.�

​Justizgewerkschaften

Konstruktiver Dialog
Mitglieder des Thüringer Beamtenbundes (tbb) 
und seiner Justizgewerkschaften führten ein Fach­
gespräch mit Meike Herz, Staatssekretärin im 
Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz (TMMJV).

Am 22. März 2023 traf sich die 
Staatssekretärin des TMMJV mit 
Vertretern des Thüringer Beam­
tenbundes und seiner Fachge­
werkschaften der Justiz und des 
Justizvollzuges – BSBD Thürin­
gen, DGVB Thüringen, BDR Thü­
ringen, DJG Thüringen. Zentrales 
Thema des fast dreistündigen 

Gespräches war die Frage der 
Nachwuchsgewinnung. Der tbb 
stellte im Gespräch klar, dass es 
unbedingt notwendig sei, die 
Attraktivität der Berufsbilder im 
Justizbereich deutlich zu erhö­
hen. So müssten künftig die 
haushälterischen und sachlichen 
Voraussetzungen für regelmäßi­

ge Beförderungen im gesamten 
Justizbereich geschaffen wer­
den. Der tbb wiederholte an die­
ser Stelle seine Forderung, dass 
möglichst alle Justiz- und Justiz­
vollzugsbeschäftigten das  
Endamt ihrer Laufbahn errei­
chen sollten und kein Bedienste­
ter im Eingangsamt in Pension 
gehen sollte. Der tbb machte 

aber auch deutlich, dass die 
BAG-Urteile zur Eingruppierung 
nunmehr zügig umgesetzt wer­
den müssten. Dass TMMJV  
sicherte hier zu, dass die ent­
sprechenden Vorgänge in Bear­
beitung seien. 

Für die Erhöhung der  
Attraktivität sind aber auch 

©
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Einkommensrunde 2023

Warnstreik in Gera
Am 23. März demonstrierten Beschäftigte in Gera.

Im Konflikt um eine bessere 
Bezahlung haben am 23. März 
etwa 350 Beschäftigte des öf­
fentlichen Dienstes einschließ­
lich der vbba SAT, komba Thü­
ringen, vhw und GDL auf einer 
Kundgebung in Gera ihrem Är­

ger über den Stand der Ver­
handlungen zum Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) Luft gemacht. Insbe­
sondere die kategorische Ab­
lehnung des von den Gewerk­
schaften geforderten 

Mindestbetrags hat die Kolle­
ginnen und Kollegen zutiefst 
enttäuscht.

Bei der Protestkundgebung vor 
der Arbeitsagentur in Gera 
sprach Kristin Arnold, vbba 
Vorsitzende der Landesgruppe 
Sachsen-Anhalt-Thüringen, al­
len Anwesenden aus dem Her­
zen: „Seit Januar läuft die Tarif­
runde und es gibt immer noch 
kein Angebot, welches die Ar­
beit unserer Beschäftigten 
wertschätzt. Zu Recht sind die 
Kollegen und Kolleginnen der 
Bundesagentur für Arbeit und 
der Jobcenter unzufrieden und 
demonstrieren heute für mehr 

Geld und Anerkennung. Dass 
die Beschäftigten der Bundes­
agentur für Arbeit und der Job­
center ‚Krise‘ können, haben 
sie die letzten drei Jahre be­
wiesen. Ein Dankeschön allein 
genügt nicht.“

Peter Gierke, Landesvorsitzen­
der der komba Thüringen, er­
klärte: „In ganz Deutschland 
gehen gerade Beschäftigte aus 
den Kommunalverwaltungen 
auf die Straße, um ein Zeichen 
zu setzen. Darum streiken  
auch wir in Gera und erhöhen 
den Druck auf die Arbeitgeber­
seite. Wir sind stinksauer  
heute!“�

verlässliche berufliche Entwick­
lungsperspektiven, Aufstiegs­
möglichkeiten und moderne 
Arbeitsbedingungen notwen­
dig. Der tbb mahnte im Ge­
spräch an, dass es nicht reiche, 
dass etwa Dienstvereinbarun­
gen zur mobilen Arbeit, zum 
behördlichen Gesundheitsma­
nagement oder zur Arbeitszeit­
gestaltung abgeschlossen wer­

den. Diese müssten auch 
umgesetzt werden. Hier wird 
Nachholbedarf gesehen, und 
es werden deutliche Zeichen 
aus dem TMMJV an die nach­
geordneten Bereiche erwartet. 
Die Justiz muss beweisen, dass 
sie eben nicht mehr die starre 
und verstaubte Behörde ist, als 
welche sie noch zu oft wahr­
genommen wird. 

Zudem wurde der gemeinsame 
Bau einer Justizvollzugsanstalt 
mit Sachsen in Zwickau- 
Marienthal thematisiert. Das 
TMMJV erklärte, dass ein 
Wechsel von Thüringer Be­
schäftigten in den Freistaat 
Sachsen nur auf Freiwilligkeit 
erfolgen solle. Künftig werde 
das TMMJV den Prozess des 
Personalübergangs und die In­

betriebnahme der neuen An­
stalt aktiv begleiten.

Der tbb ist nun gespannt, wie 
das TMMJV den Beschäftigten 
moderne Arbeitsbedingungen 
und berufliche Entwicklungen 
ermöglichen wird.

Uwe Allgäuer, 
stellvertretender  

Landesvorsitzender tbb
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Lö
ffl

er
 (4

)

> dbb regional magazin  |  April 2023

dbb regional <

Th
ür

in
ge

n

17



​Alimentation

Was ist amtsangemessen?
Der Haushalts- und Finanzausschuss beschließt 
eine schriftliche Anhörung zum Thema.

Am 10. März 2023 tagte der 
Haushalts- und Finanzaus­
schuss (HuFa) zum „Thüringer 
Gesetz zur Gewährung einer 
verfassungsgemäßen Alimen­
tation im Jahr 2023 sowie zur 
Änderung besoldungs- und 
versorgungsrechtlicher Vor­
schriften“. Es wurde ein schrift­
liches Anhörungsverfahren be­
schlossen.

Der Gesetzentwurf sieht unter 
anderem vor, dass die Bezüge 
der Beamten, Anwärter, Rich­
ter und Versorgungsempfän­
ger um 3,25 Prozent steigen 
sollen, rückwirkend zum An­

fang des Jahres 2023. Beamte, 
Richter und Versorgungsemp­
fänger sollen zudem zur Abmil­
derung der gestiegenen Ver­
braucherpreise im Zeitraum 
vom 1. Januar 2023 bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2023 
eine monatliche Sonderzah­
lung erhalten.

Der tbb und seine Mitgliedsge­
werkschaften werden ausführ­
lich Stellung beziehen. Neben 
dem tbb als Dachverband wur­
den auch zahlreiche unserer 
Fachgewerkschaften um Stel­
lungnahme gebeten. Unter 
den Anzuhörenden ist auch 
Prof. Ulrich Battis. Der Gesetz­
entwurf ist als Drucksache 
7/7122 in der Parlamentsdoku­
mentation des Thüringer Land­
tags einsehbar.�

Personalentwicklung

PEK 2035
Auf der Landeshauptvor­
standssitzung des tbb am  
24. Februar 2023 stellte der 
Chef der Thüringer Staatskanz­
lei, Prof. Dr. Benjamin-Imma­
nuel Hoff, sein Personalent­
wicklungskonzept bis 2035 für 
das Land Thüringen vor. Der 
Minister sprach über Weiter­
entwicklungen beziehungs­
weise Neuerungen in den  
Bereichen Digitalisierung,  
Diversität, Zuwanderung und 

Wertschätzung gegenüber den 
Mitarbeitenden. Der tbb ver­
traut darauf, dass das Konzept 
den öffentlichen Dienst in Thü­
ringen voranbringt und setzt 
sich für die Umsetzung unserer 
Themen aktiv ein.

Der tbb beamtenbund und ta­
rifunion thüringen hat im Rah­
men der Anhörung eine 17-sei­
tige Stellungnahme zum PEK 
2035 verfasst.�

MDR-Rundfunkrat LV Thüringen

tbb im Rundfunkrat vertreten
Der Landesvorsitzende des tbb 
beamtenbund und tarifunion 
thüringen, Frank Schönborn 
wurde von den MDR-Rund­
funkratsmitgliedern der  
Landesgruppe Thüringen am  
2. März 2023 zum stellvertre­
tenden Vorsitzenden der Lan­
desgruppe gewählt.

Aufgabe der Landesgruppe ist 
es, die regionalen Angebote 
des MDR zu überwachen. Ins­
besondere, ob und wie das  
öffentliche Geschehen, die po­
litischen Ereignisse, die Ent­
wicklung von Klima und Um­
welt, das kulturelle Leben 
sowie die wirtschaftliche Ent­
wicklung dargestellt und ein­
geordnet werden.

Herzlichen Glückwunsch und 
viel Erfolg bei den neuen Auf­
gaben!�
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Kommunikation

Digital statt Schwarzes Brett
Die Spitzenverbände und ihre Gewerkschaften fordern ein digitales Zu­
gangsrecht für ihre Mitgliederkommunikation in Ministerien und Behörden.

Zentrale Aufgabe von Gewerk­
schaften ist neben der Wer­
bung von Mitgliedern auch  
deren Information über dienst­
relevante Themen. Die Ausge­
staltung der Mitgliederwer­
bung und -information ist Teil 
der von Art. 9 Abs. 3 Grundge­
setz (GG) geschützten Betäti­
gungsfreiheit und muss von 
den Arbeitgebenden geduldet 
werden.

Zu den anerkannten Kontakt­
möglichkeiten gehörte bislang 

der Unterhalt eines „Schwar­
zen Brettes“ als Informations­
medium, die Mitgliederwer­
bung in Dienststellen und 
Betrieben mit Flugblättern und 
anderem Informations- und 
Werbematerial sowie das  
direkte Gespräch mit den  
Beschäftigten.

Diese Zugangsmöglichkeiten 
sind seit Langem anerkannt 
und in der Praxis gelebt. In den 
letzten Jahren jedoch und ver­
stärkt durch die zunehmende 

Homeoffice-Tätigkeit während 
der Pandemiejahre, haben sich 
Betriebe und Behörden digita­
lisiert. Angesichts des Digita­
lisierungsfortschritts von Ge­
sellschaft und Verwaltung 
reichen die herkömmlichen 
Kontaktmöglichkeiten nicht 
mehr aus. Traditionelle Kom­
munikation ist extrem er­
schwert, teils nicht mehr mög­
lich. Arbeitnehmer- und 
Beschäftigteninteressen zu 
vertreten, setzt aber Kommu­
nikation voraus. Im Grunde ist 

dies eine auch durch Art. 9  
Abs. 3 GG garantierte Selbst­
verständlichkeit.

Die beiden Thüringer Spitzen­
organisationen forderten da­
her für sich und ihre Gewerk­
schaften die Einrichtung 
digitaler Zugangsrechte in den 
Ministerien und Behörden so­
wie in allen zum öffentlichen 
Dienst in Thüringen gehören­
den Untergliederungen, Ein­
richtungen und Unternehmen. 
Mit dem Thüringer Innenminis­
terium und der Thüringer 
Staatskanzlei gibt es konkrete 
Absprachen und Festlegungen, 
wie in naher Zukunft den Spit­
zenorganisationen der digitale 
Zugang ermöglicht wird.

Sie lesen und hören uns bald 
auch in Ihrem Thüringer Intra­
net!�

tbb frauenvertretung

Frauenversammlung
Die Interessen der Frauen aus allen Bereichen der 
öffentlichen Verwaltung sollen aktiver vertreten 
werden.

Frauenvertreterinnen aus sie­
ben der 35 Fachgewerkschaf­
ten des tbb trafen sich am 13. 
März 2023. Eine Aufgabe der 
kommenden Zeit wird sein, die 
Interessen der Frauen aus allen 
Bereichen der öffentlichen Ver­
waltung entschiedener zu ver­
treten.

Die Vorsitzende der tbb frauen, 
Doreen Trautmann, berichtete 
über das zurückliegende Jahr 
unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichstellung. Die Thüringer 
Landesgleichstellungsbeauf­
tragte Gabi Ohler schilderte 
aus ihrer Sicht als Expertin den 
aktuellen Beteiligungsprozess 
zur Novellierung des Thüringer 
Gleichstellungsgesetzes.

Die tbb frauenvertretung hat 
seit Oktober 2022 an mehreren 
Treffen und Veranstaltungen 

zum Thema Gleichstellung teil­
genommen. Bereits am 25. Ja­
nuar 2023 hatten Doreen 
Trautmann und ihre Stellver­
treterin Kerstin Knauer die Ge­
legenheit, in kleiner Runde die 
Themen der tbb frauenvertre­
tung vorzubringen. Schwer­
punkthemen waren dabei die 
Freistellungsschlüssel, bessere 
Vernetzungsmöglichkeiten für 
die Gleichstellungsbeauftrag­
ten, Probleme bei der prakti­
schen Umsetzung, die Fortbil­
dungsmöglichkeiten sowie die 
finanzielle Ausstattung.

Die Landesgleichstellungsbe­
auftragte nahm die Anregun­
gen der Teilnehmerinnen der 
Hauptversammlung sehr gern 
auf. Gleichzeitig wies sie aber 
auf die aktuell schwierige Situ­
ation im Thüringer Landtag 
hin. Nicht alles, was für die  

Novellierung des Landesgleich­
stellungsgesetz wünschens­
wert wäre, wird sich durch- 
setzen lassen. Hier sind die  
Beschäftigtenvertreterinnen 
aufgefordert, auf die politi­
schen Ansprechpartner zuzu­
gehen und klarzumachen, dass 
diese Änderungen wichtig und 
sinnvoll sind.

In diesem Jahr soll der aktuelle 
Gleichstellungsbericht veröf­
fentlicht werden. Da der letzte 
Bericht aus dem Jahr 2009 
stammt, wird es sehr schwierig 
sein, Vergleiche mit aktuellen 
Daten und Zahlen zu ziehen. 
Klar ist, dass Frauen – direkt 
oder indirekt – noch immer be­

nachteiligt werden und noch 
immer zu wenige Frauen in 
Führungspositionen tätig sind. 
Und auch weiterhin sind Beru­
fe, die von Frauen ausgeübt 
werden, häufig geringer be­
zahlt und nicht ausreichend 
wertgeschätzt.

Zu guter Letzt: Vom 5. bis zum 
7. Mai 2023 findet ein Seminar 
zum Thema „Schlagfertigkeit 
– erfolgreich und professionell 
Gespräche führen“ in Gotha 
statt. Wir freuen uns auf enga­
gierte Teilnehmerinnen!

Doreen Trautmann, 
Vorsitzende der 

tbb frauenvertretung
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